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825 der Beilagen ,zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (V: G.P .). 

\ I 

Regierungsvorlag,e. 

Bundesgesetz :v.Qm. 1949: b) Personen, auf ,die die Vorschriften der§§ 46 
über die Geltendmachun,g entz~gener An- bis 4.8 des Sozialversicherungs-überleitungs-
sprüche aus Dienstverhältnissen inder Privat- gesetzes vom 12. Juni 1947, ·B. ·G. Bl. 

wirtschaft (Sechstes Rückstellungsg.esetz). .Nr: 142, 'in .der im 'Zeitl'unkt des 'In'kraft­
tretens' des vorliegenden .Bundesgesetzes 

Der Nationalrat hat beschlossen: geltenden FassuI!g Anw,enduI!gfinden. 

§ 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes sind' (2) Ansprüche :der im § .1 bezeichneten Art von 
Ansprüche aus Privatdienstverhältnissen, die den Arbeitern in der .Land- ,und .Forstwirtsmaft wer­
Berechtigten während der <deutschen Besetzung den durch .ein ,hesonder.es. BundeSgesetz, geregelt. 
österreichs im Zusammenhang mit der national- ,§ 3.(1) Entziehungen im Sinnedes§ .1 sind 
sozialistischen Machtübernahme auf Grund von nach Maßgabe Jolgender 'Bestimmungen nichtig. 
Gesetzen, Anordnungen oder .Rechtshandlungen (2) Bei Entziehungen'im Sinne des § 1, Abs. (3), 
entzogen worden sind, als Entziehung ist auch lit. a, stehen dem Berechtigten die-vertragsmäßigen 
eine tatsächliche Beendigung des Dienstverhält- Ansprüeheauf das Entgelt nur 'bis .·zu dem Zeit­
nisses sowie die Nichterfüllung von Dienstnehmer- punkt -zu, in dem -das Dienstverhältnis geendet 
ansprüchen bei fortdauerndem' Dienstverhältnis hätte, wenn es :im Zeitpunkt, von ,dem an der 
anzusehen, ,sofern sie durch na:tionalsozialistische Gehalts(Lohn)-oder sonstigdm~geltansprueh vor­
Zwangsmaßnahmen bedingt waren. enthalten oder geschmälert "Worden ist, ·durch den 

(2) Die Entziehung eines Anspruches nach Dienstgeber unter Einhaltungdergesetzlichen 
Abs.( 1) ist insbesondere anzunehmen,w.ennder Kündigungsfrist-. gekündigt 'Worden ·wäre. Ein A:n­
Berechtigte im Zei~unkt der Entziehung politi-' spruch auf Ablertigunggebiihrt nur im 'gesetz- J 

scher Verfolgungunterwo!fen war .und der lichen Ausmaß; ·er entfällt, 'wenn ·der Berechtigte 
Dienstgeber nicht nachweist, daß der behauptete gemäß den :Bestimmungen 'desWiedereinstellungs­
Anspruch auch unabhängig von .derMachtergrei- gesetzes 'vom 4. Juli 1947, B. G.:B1. ,Nr. 160, in 
fung durch den Nationalsozialismus erlos,chender im 'Zeitpunkte 'des lrikra:fttretens ,des vorlie­
wäre. genden 'Bundesgesetzes geltenden 'Fassung wieder-

(3) Berechtigte im ;Sinne des Abs. <Cl) sind ,Per- eingestellt 'worden -ist 'oder 'wenn ·ihm gemäß 
sonen, Abs. (6) ein Ruhegenußanspruch ·zusteht. 

a) denen Gehalts(Lohn)-oder 'sonstige Ent-: (3) Bei Entziehungen im Sinne des § 1, Abs. (3), 
"geltansprücheganz oder ~teilweise ·entzogen, lit. ,b,gilt ·einauf 'uribestimmteZeit 'abgeschlos-
worden sind; sen es 'Dienstverhältnis 'als 'durCh den Dienstgeber 

b zu dem Zeitpunkt beendet, ·in -dem es 'geendet ) denen Ansprüche 'au.sdem Dienstverhältnis 
i fol e d A fl" . h· :E' h It hätte, wenn ,bei der~einerzeitigen Auflösung :.die 
. n g essen u osung 0 ne In a ung f" d D' b 1 cl lith K' 
.. der 'gesetzlichen oder ~günstigerenvertrag-' d~r e~f'.' rens~g: er hghten en ~set:l .. en' ·un-
lichen· Best. immungen ·entz.ogen wor.den 'sind;· 'k~?udnbgs rlS:btench~ngke küa .. ~.~t. \Wer :edn ,w

f 
abrenj LUn-

. ". .: qn .aTe,_ es ran t, Ul.U:1are·UTI 'au, 'estlmmte, 
c) de~en auf Grund:el~es Dlenstvertrages,emer ;Zeit .abgeWilQsseneJi>jenstv..e.cl1ältnisse,~etdeIi 'hin­

DIenst,.. ,oder Penslansordnungzusteh::ltle 'sichtlich der .iBe.endigullß rwie rauf "unbestimmte 
Ruhe- oder. ~~rsorgungqgenußansp~ehe, Zeit ~abgeschlo.ss.ene 'D.ienstvel'hähriisseheha;nde1t; 
ganz ,oder ~ell:w:else entzqgen .wor.den ;smd. !Ein Anspruch auf :Abfel'tigun.g, .der,dem ;Berecbtig-

§ '2.(1) Die Bestimmungen die~es ~undesgesetzes. 'ten im Zeitpunkte .. der :Beendigu,ngdes :Dienst-
gelten nicht 'für 'verhältnisses zugestanden >wäre,'gebührt nur im 

a} Personen, auf die die Vorschriften der§§ 4' )gese~zlichfln Ausm~, ,:die :Bestimmung ,des Abs. (2)., 
und 12des.Beamten-Uberleitungsgesetzes ..letzter Halbsatz, ;güt &inng.omäß. 
v:om 22 .. August 19~5, :s.t. G . .:Bl. NI. B4, -in. (:.4) Die Bestimmungen des ,Abs. ;('3),:zweiter 
der im Zeitpunkt des:lnkrafttretenscdes 'Yor-i :Sa~z, finden auf Dienstverhältnisse, die ,auf_be­
liegenden 'Bundesgesetzes ge1tendenFass.urrg. :stimmte :Zeit :abgeschlossen ·:w.arQn, ,sowie .allf 
Anwendung .finden; . :Ij>ienswerhältnisse, "die ;nam ,dem :Dienswertrag 
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(Dienstordnung) unkündbar waren, mit folgender 
Maßgabe Anwenidung: ' 

1. bei Dienstverhältnissen auf bestimmte Zeit 
ist der Feststellung des Abfertigungsanspruches 
außer der aus Abs. (3), erster Satz, sich ergeben­
den Dienstzeit auch die Hälfte der restlichen, ver­
einbarten Dienstzeit zugrunde zu legen; ist jedoch 
der Dienstnehmer vor dem Zeitpunkt verstorben, 
in dem das Dienstverhältnis vereinbarungsgemäß 
geendet hätte, so ist nur die Hälfte der Zeit von 
der Beendigung des Dienstverhältnisses bis zum 
Tode des Dienstnehmers zu~urechnen, 

2. bei unkündbaren Dienstverhältnissen, 
a) bei denen auf Grund des Dienstvertrages 

(Dienst- oder Pensionsordnung) der Ruhe­
genuß nach Erreichung eines bestimmten 
Dienstalters angefallen wäre, ist der Fest­
stellung des Abfertigungsanspruches außer 
der aus Abs. (3), erster Satz, sich ergeben­
den Dienstzeit auch die Hälfte der Dienst­
zeit zugrunde zu legen, die vom Zeitpunkt 
der Beendigung des Dienstverhältnisses 
[Abs. ,(3)] bis zur Erreichung qes Dienst­
alters verstrichen wäre, in dem der Dienst­
nehmer nach dem, Dienstvertrag (Dienst­
oder Pensionsordnung) in den Ruhestand 
versetzt hätte werden können; ist jedoch der 
Dienstnehmer vor diesem Zeitpunkt ver­
storben, so ist nur die Hälfte der Zeit 
von' der Beendigu1ng des Dienstverhältnisses 
[Abs. (3)] bis zum Tode des Dienstnehmers 
zuzurechnen, , ' , , 

b) bei denen auf Grund de's Dienstvertrages 
(Dienst- oder Pensionsordnung) der Ruhe­
genuß nach Erreichung' eines bestimmten 
Lebensalters angefallen wäre, gelten die Be­
stimmungen der lit.a mit', der Maßgabe, 
daß die Hälfte der Dienstzeit zuzurechnen 
ist, die vom Zeitpunkt der Beendigung des 
Dienstverhältnisses [Abs. (3)] bis zur Er­
reichung dieses Lebensalters verstrichen 
wäre. 

(5) Bei Entziehungen im Sinne des § 1, Abs. (3), 
lit. c, steht dem Berechtigten der Anspruch auf 

, Ruhe- oder Versorgungsgenuß ab 1. Mai 1945 zu. 
(6) Berechtigten, die in dem aus der Anwen­

dung der Abs. (2) und (3) sich ergebenden Zeit­
punkt der Beendigung des Dienstverhältnisses 
gemäß Dienstvertrag (Diens't- oder Pensionsord­
nung) ein'en Ruhegenußanspruch erworben hätten, 
steht dieser Anspruch nach Maßgabe der Bestim­
mungen des Dienstvertrages .(Dienst- oder Pen­
sionsordnung} ab 1. Mai 1945 zu. 

(7) Hätte ein Berechtigter gemäß Abs. (6) einen 
Ruhegenußilllspruch erworben, so steht seinen 
Hinterbliebenen ein Versorgungsgenußanspruch 
nur nach Maßgabe des Dienstvertrage's (Dienst­
oder Pensionsordnung) und frühestens ab 1. Mai 
1945 zu. ' 

.(8) Zinsen für Leistungen aus Ansprüchen nach 
diesem Bundesgesetz können für, die Zeit vor dem, 

Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes nicht gefordert 
werden. 

§ 4. (1) Eine im Dienstvertrag (Dienst- oder 
Pensionsordnung) vorgesehene Anrechnung von 
Leistungen ius der gesetzlichen Rentenversiche­
rung auf die nach § 3, Abs. (5) bis (7), zu­
stehenden Ruhe- und Versorgungsgenußansprüche 
bleibt nach Maßgabe folgender Bestimmungen 
aufrecht: 

1. Nicht anzurechnen sind Steigerungsbeträge 
für Dienstzeiten, die bei der Bemessung des Ruhe-' 
oder Versorgungsgenußanspruches nicht berück~ 
sichtigt sind, ferner Steigerungs beträge für Zeiten 
einer freiwilligen Versicherung, zu welcher der 
Versicherte die Beiträge zur Gänze aus eigenen 
Mitteln entrichtet hat. Kinder- und Hilfslosen­
zuschüsse zu den gesetzlichen Leistungen sind nur 
auf entsprechende Zuschüsse (Erhöhungen} des 
Ruhe- oder Versorgungsgenußanspruches anzu~ 
rechnen. 

2. Die Leistung aus der gesetzlichen Renten­
versicherung gilt für die Anrechnung auch dann 
als in vollem Maße angefallen, wenn sie ruht, 
wegen Verweigerung der Nachuntersuchung ent­
zogen oder verwirkt wird. Im Falle einer Bei­
tragserstattung aus der gesetzlichen Renten­
versicherung wird das Ausmaß der anzurech­
nenden Rente so' bemessen, wie wenn die Er­
stattung nicht erfolgt wäre. 

3. Die Berechtigten sind verpflichtet, den 
Leistungsanspruch aus der gesetzlichen Renten­
versicherung rechtzeitig geltend zu machen. Sie 
sind verpflichtet, dem Dienstgeber (Pensions­
einrichtung) alle auf den gesetzlichen Leistungs­
anspruch bezüglichen Bescheide vorzulegen und 
die vom Dienstgeber .(Pensionseinrichtung) ge­
wünschten Rechtsmittel und Schriftsätze einzu­
bringen. Fallen durch schuldhafte Außeracht­
lassung dieser Vorschriften Leistungen aus der 
gesetzlichen Versicherung ganz oder teilweise aus, 
so werden sie trotzdem auf den Ruhe- oder Ver­
sorgung!;genußanspruch in voller Höhe ange-
rechnet. ' 

4. Versicherungsfreie Berechtigte haben auf Ver­
langen des Dienstgebers .(Pensionseinrichtung) und 
auf deren Kosten die gesetzliche Rentenversiche­
rung freiwillig' fortzusetzen. 

,(2). Rentenleistungen aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung werden nach Maßgabe der Bestim­
mungen des Ab!;. (1) auf Ruhe- oder Versorgungs­
genußansprüche nach § 3', Abs. (5) bis, (7), nur 
insoweit angerechnet, als diese Erhöhungen oder 
Zusmüsse enthalten, die auf Grund des gleichen 
smädigend~n Ereignisses gewährt werden. 

§ 5. (1) Die aus § 3, Abs. (2) bis (4), sich 
ergebenden Ansprüche rimten sich gegen den 
Dienstgeber; 'die 'Anspruche des Berechtigten 
richten sich aum gegen die physischen oder 
juristismen Personen, die seitdem Zeitpunkt der 

.&. U 
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'Vorenthaltung (Schmälerung) des Anspruches 
Eigentümer des Unternehmens geworden sind, 
soweit sie nicht beweisen, daß sie von der Vor­
enthaltung (Schmälerung) keine Kenntnis' hatten 
oder haben mußten (Rechtsnachfolger). Der 
Dienstgeber uild die Rechtsnachfolger sind dem 
Berechtigten zur ungeteilten Hand verpflichta; für 
Ersatzansprüche unter den nach den vorstehenden 
Bestimmungen verpflichteten personen gelten die 
Bestimmungen des § 896 ABGB. 

(2) Ansprüche nach § 3, Abs. (5) bis (7), richten 
sich gegen den Di'enstgeber und dessen Rechts­
nachfolger [Abs. (1)] nur dann, wenn die Ruhe­
)md Versorgungsgenüsse nach Dienstvertrag 
(Dienst- oder Pensionsordnung) nicht von selb­
ständigen Pensionseinrichtungen zu leisten waren; 
bei entzogenen Versorgungsgenußansprüchen gilt 
als Dienstgeber die physische oder juristische 
Person, 'die im Zeitpunkte der Vorenthaltung 
(Schmälerung) Eigentümer des Unternehmens 
war; die Bestimmungen des Abs. (1) gelten sinn­
gemäß. Ansprüche der vorbezeichneten Art richten 
sich, wenn die Ruhe- und Versorgungs genüsse 
nicht vom Dienstgeber, sondern von selbständigen 
Pen~ionseinrichtungen zu leisten waren, gegen 
diese. 

(3) Hat der Dienstgeber (Rechtsnachfolger) oder 
die Pensionseinrichtung Ansprüche nach § 3, 
Abs. (2) bis (5), auf Grund gesetzlicher Verpflich­
tung bereits an Dritte erfüllt, so sind sie zu 
neuerlicher Leistung nieht verpflichtet. Inwieweit 
Berechtigte im Sinne des § 1 derartige Ansprüche 
gegen den Fonds nach § 14, Abs. (5), des Dritten 
Rückstellungsgesetzes vom 6. Februar 1947, 
B. G. BI. Nr. 54, geltend machen können; wird 
durch besonderes Bundesgesetz geregelt; das 
gleiche gilt für Berechtigte, die ihre Ansprüche 
nach diesem Bundesgesetz deshalb nicht geltend 
machen können, weil der Dienstgeber (Rechtsnach­
folger), beziehungsweise die Pensionseinrichtung 
nicht mehr vorhanden ist. 

3 

§ 8. (1) Ansprüche nach diesem Bundesgesetz 
können durch Rechtsgeschäfte unter Lebenden 
nicht übertragen werden. 

(2) Von den gesetzlichen Erben sind nur Ehe­
gatten, Vorfahren und Nachkommen des Ver­
storbenen sowie de~en Geschwister und deren 
Kinder, sonstige gesetzliche Erben nur dann zur 
Erhebung eines Anspruches nach _diesem Bundes­
gesetz nach Maßgabe der Einantwortung be­
rechtigt, wenn, sie in Hausgemeinschaft mit dem 
Erblasser gelebt haben. Abfertigungsansprüche 
nach § 3, Abs. 'C2} bis (4), stehen für den Fall, 
daß der Berechtigte vor Geltendmach!mg dieses 
Anspruches verstorben ist, nur den gesetzlichen 
Erben, zu deren Erhaltung der, Verstorbene ge­
setzlich verpflichtet war; und nur im halben Aus-
maß zu. ' 

(3) Bevollmächtigte Vertreter können" An­
sprüche nach diesem Bundesgesetz nur auf Grund 
einer Vollmacht geltend machen, die nach dem' 
27. April 1945 ausgestellt 'worden ist. Die Echt-
heit der Unterschrift muß beglaubigt sein. ' 

(4) Abwesenheitskuratoren sind zur Geltend­
machung von Ansprüchen nach diesem Bundes­
gesetz nur dann berechtigt, wenn sie auf Antrag 
eines Testamentserben (Legatars); od~r eines im 
Abs. '(2) bezeichneten nahen Angehörigen oder 
eines . Bevollmächtigten [Abs. (3)] einer ',solchen 
Person bestellt worden sind. 

§ 9. Ansprüche aus diesem Bundesgesetz können, 
soweit sie bei Inkrafttreteri des~elben fällig sind, 
nur innerhalb eines Jahres'· ab 'seinem Inkraft­
treten, sonst nur innerhalb ~ines, Jahres ab Fällig­
keit, 'gerichtlich geltend gemacht w.erden. Diese 
Frist kann durch Verordnung des Bundesministe­
riums für soziale Verwalning verlänger~ werden. 

§ 10. über Ansprüche aus diesem Bundesgesetz 
entscheidet das für Rechtsstreitigkeiten aus dem 
Arbeits(Dienst)verhältnis zuständige Gericht nach 
den für dieses Gericht geltenden Vorschriften. 

§ 11. (1) Vor dem Inkrafttr,eten dieses Bundes­§ 6. (1) Forderungen auf Grl,lnd dieses Bundes-
t . d 't' d B 5000 S gesetzes gefällte Urteile stehen der Geltend-gese zes Sill , sowel Sle en etrag von 

b machung' von' Ansprüchen nach diesem Bundes-
ü ersteigen, ohne Änderung ger Fälligkeit mit ' 

gesetz nicht:~entgegen. der Maßgabe gestundet, daß die Zahlung in v 

gleichen Monatsraten bis zum Ablauf von fünf (2) ,mief Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
Jahren vom Zeitpunkt der Geltendmachung an finden' auch' auf Ansprüche Anwendung,clie 
gerechnet, geleistet sein und die einzelne Monats- GegenStan~ eines im Zeitpunkt seines Inkraft­
rate mindestens 500 S betragen muß. tretens tloch nicht rechtskräftigbeendeten Ver-

fahrenf sind. 
(2) Die Bestimmungen des Abs. (1) gelten nicht 

für die Zahlung laufender Ruhe- oder Ver- § 12. Alle durch dieses Bundesgesetz ver an­
sorgungsgenüsse, die nach dem Inkrafttreten dieses laBten Schriften und Amtshandlungen sind von 
Bundesgesetzes fällig 'werden. 'den Stempel- und Rechtsgebühren, Bundes-

verwaltungsabgaben, Gerichts- und, Justizver­
§ 7.(1) Vergleiche über Verpflichtungen aus waltungsgebühren befreit. 

diesem Bundesgesetz sind gültig, wenn sie nach § 13. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
dem 27. April 1945 geschlossen worden sind. gesetzes ist das Bundesministerium für soziale. 

(2) Die B~stimmungen des Abs. (1) fi~den ~uch Verwaltung im Einvernehmen mit den beteiligtcfl/ 
auf Verzichte und Anerkenntnisse Anwendung., Bundesministerien betraut. " ~: 
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Erläuternde Bemerkungen. 

,/ 

Nach § 30, Z.,l, des Dritten Rüc'kstellungs- entzogenen Dienstnehmeransprüche deckt. 
gesetzes, B. G. Bk Nr. 54/1947,'waren die Hiezu gehören insbesondere 1. die An­
Ansprüche der Dienstnehmer, soweit sie sprüche, bei denen die H.echte des Dienst­
sich unter den Entziehungsbegriff des § 1, nelüners (zum Beispiel infolge Aberkennung 
Abs, Cl J, des Dritten Rückstellungsgesetzes de,s Anspruches durch den Reichsinnen­
subsumieren lassen, einer besonderen Re- minister, infolge eines unter' dem Druck der 
gelung vorbehalten geblieben. Die Sond<er- allgemeinen nationalsozialistischen Be­
regelung war aus dem Grunde vorbei1al.ten drängnis abgegebenen Verzichtes oder 3;b­
worden, um für die Befriedigung der im geschlossenen Vergleiches) geändert vv:or­
Zusammenh,ange mit der ,nationalsozialisti- den sind, so daß eine Geltendmachung der 
sehen Machtübernahme entzogenen Dienst- Ansprüche nach dem bisherigen Recht tins­
nehineransprüche nicht die für die meisten besondere nach den Grundsätzen des aUge­
übrigen ent~ogenen Verm5gerrsrechte gel- meinen bürgerlichen Gesetzbuches) ausge­
tenden Bestimrnungen d-es Dritten Rück- schlossen wäre. Hieher gehören 2. jene An-

: stelhmgsgesetzes Anwendungflnden zu las- sprüche, bei denen die H.echte des Dienst­
sen, ~oIidern'ifür sie eine Lösung zu finden, nehmers zwar ebenfalls geändert wurden, 
die den bereqhtigten Forderungen der ge- die Nichtigkeit dieser. Änderung aber (wie 
schädigten Dienstnehmer, ebenso aber auch bei einem vom Vertragspartner im Zusam- " 
der Leis~u~gsfiil1tgkeit der unter den Aus- menhallg, mit der nationalsozialistis:chen 

'wirkung!3n', des :Krieges schwer kämpfenden Machtübernahme' ausg.eübten Zwang nach 
österreichische:rr( WiFtschaft Rechnung zu § 870 ABGE. oder einem mit seinem 
tragen hätte. ,; \Vissen oder seiner Teilnahme durch einen 

Der erste Scllritt, ,zur Berücksi.chtigung Dritten ausgeübten derartigen Zwang nach 
dieser Ansprüche' e,rfo,igle durch das Bun- § 875 ABGB.) nach den Grundsätzen 'flBS 

desgesetz von1.L.JuIi1947, E. G. BI. NI'. 160, bisherigen Rechtes (insbesondere des allge­
ü~er die Wiederein~tenung geschädigter meinen bürgerlichen Gesetzbuehes) schon 
DIenstnehmer der ,e Privatwirtschaft. Mit in der nationalsozialistischen Zeit, hätte 
diesem Bundesge.retzwurde:. aber, lediglich geltend gemacht werden ,.können, was frei­
die Wi,edereinstelluug geschädigter Di'enst- lieh angesichts der nationalsozialistischen' 
nehmer auf ihren fri:iherellDienstplatz ge- Gewaltmethoden nicht rätlich erschienen 
regelt, nieht aber die übI:igen. entzogenen sein mag.' Hieher gehören 3. jene An­
Ansprüche a\ls Dienstverhäl'tnissen. Das sprüche, die infolge tatsächlicher Beendi­
vorliegende Gesetz beendet -nun auf dem gUJlg des Dienstverhältnisses verloren­
Gebiete der Privatdie.nstverbäÜnis·se den gmgen (zum Beispiel weil der Dienst­
dureh die Bestimmung cLes § 3,0';. Z. '1 des nehmer es nicht mehr wa:gte, sich an den 
Dritten Rückstellungsgesetze3' geicha.ffenen Dienstplati zu begeben, was als schlüssiger 
Schwebezustand. 'Verzicht auf die weitere Dienstleistung und 

Ebenso wie bei den andere~ RÜC'kstel- den dafür gebührenden Lohn geweTtet wer­
lungsgefletzen istsich der Gesetzgeper auch den konnte. Hieher g.ehören 4. auch die 
beim Sechsten Rücksiellungsgesetz im Ansprüclle, die bei fortdauerndem Dienst­
klaren, daß eine allseits befriedigende Rege- verhältnis nicht erfüllt wurden (zum Bei­
lung der Materie nieht er-reicht werden un'd spiel bei einseitiger Herabsetzung, des Loh­
sein Bestreben nur dahin gehen kann, die nes trotz Protestes des Dienstnehmers) und 
unvermeidbaren Härten tunliehst auszu"; die einzuklagen der Dienstnehmer in der 
gleichen. , nationalsoz.ialistischen' Zeit nicht wohl 

Es ist zunächst festzuhalUm und oben '~agen durfte. 
bereits betont worden, daß der Kreis der: 'Die Frag'e, ob Ansprüche, wie di'e bei-, 
vom Sechsten Rückstellung.sgesetz geregel- ·~pielsweise unter 2. und 4. charakterisier­
ten Ansprüche sich, soweit es di·e Privat-', teii, nach Erlassung des/Dritten RücksteI'7 
dienstve~hältnisse betrifft, grunds ätz lieh mit l~~l'gsgesetzes angesichts ihrer Einbeziehung 
~d..em I\~'els der unter § 1, Abs. '(i), des Drit- in'.den Kreis des. "entzogenen" Vermögens 
teq. Ruckstellungsgesetzes subsumierbaren, na~h § 1, Abs. (1), des Dritten Rückstele, 
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hingsgesetzes und angesichts des Vorbehal­
tes gemäß § 30, Z. t, des Dritten Rück­
stellungsgesetzes . bis zur Erlassung des 
Sechsten Rückstellungsgesetzes nach den 
Grundsätzen des außerhalb des Rückstel­
lungsgesetzes bestehenden Rechtes geltend 
gemacht werden konnten, mag zweifelhaft 
gewesen sein; die überwiegende Recht­
spreclmng haf diese Frage bejaht. Dadurch 
aber, daß der Gesetzgeber des Sechsten 
Rückstellungsgesetzes . alle entzogenen 
Dienstnehmeransprüche in den Kreis seiner 
Regelung einbezogen hat, hat er nunmehr 
aber wohl unzweifelhaft zum, Ausdruck ge­
bracht, daß' er es in Zukunft ausgeschlossen 

,wissen will, daß einzeh~e dieser Ansprüche 
noch fernerhin nach anderen Normen als 
denen des Sechsten Rückstellungsgesetzes 
behandelt werden. ' 

Das vorliegende Gesetz, das demnach eine 
Anpassung der im Dri Hen Rückstell1.ings­
gesetz entwickelten Rechtsgrundsätze an die 
besonderen Verhältnisse auf dem Gebietr 
des Privatdienstrechtes bedeutet, geht, 
ebenso wie dieses, von dem Grundsatz der 
Nichtigkeit aus, wie er in der Londoner 
Deklaration und im Bundesgesetz über die 
Nichtigerklärung von Recht.sgeschäften und 
sonstigen Rechtshandlungen, die während 
der deutschen Bes'etzung ,österreichs erfolgt 
sind, B. G. BI. NI'. 106/1946, niedergelegt 1St. 
Die Natur der, durch das vorliegende Gesetz 

I geregelten Rechtsverhältnisse. bedingt aber 
gelegentliche Abweichungen von diesem 
Grundsatz, weii dem Umstand Rechnung 
getragen werden muß, daß es sich hier um 
schuldrechlliche Verhältnisse handelt, die 
einseitig durch den Diens.tgeber gegen den 
Willen d~s Dienstnehmers auch gemäß 
einer nicht-nationals,ozialistischen Rechts­
ordnung hätten gelöst werden können und 
nicht, wie etwa im Dritten Rückstellungs­
gesetz, um nur von einer nationalsozialisti­
schen Rechtsordnung sankt.ionierte Maß­
nahmen. 

Im einzelnen wäre zum vorlieg.enden Ge-
setze folgendes zu bemerken: . , 

§ 1 lehnt sich, um die im vorstehenden 
verdeutlichte AbsLeht des Gesetzgebers klar 
zum Ausdruck zu bringen, tunliehst an die 
entsprechende Bestimmung des Dritten 
Rückstellungsgesetzes an. Es wurde ver-· 
sucht, für den Bereich des Sechsten Rück~ 
stellungsgesetzes eine dem "geschädigten 
Eigentümer" des Dritten oder "geschädigten 
BestandnehmeI''' des Fünften Rückstellungs­
gesetzes entsprechende Bezeichnung für den 
Rückforderungsberechtigten zu [mden. Der 
nächstliegenden Bezeichnung "geschädigter 
Dienstnehmer" steht nun entgegen, daß 
nicht nur der Di'1nstnehmer selbst" sondern 
auch seine Hinterbliebenen, denen ein Pen­
sionsanspruch zustand, diesen auf Grund 
des vorliegenden Gesetzes. werdElll geltend 
Inachen können. Es wurde daher der allge­
meine Ausdruck "Berechtigter" verwendet. 

Im § 1, Abs. (3), werden die "Berechtig­
ten" in drei Gruppen unterschieden: 

) 
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lit. a betrifft die Personen, deren Dfenst­
verhältnis nicht gelöst wurde, sondern die 
auch nach der Entziehung beim Entzieher, 
wenn auch in anderer Funkti6n, tätig ge­
blieben sind, die aber durch eine Entziehung 
in. den finanziellen Rechten eingeschränkt 
wurden, sei es in der Form, daß sie etwa 
dieseihe Funktion im Unternehmen wie 
früher, aber um ein geringeres Entgelt' aus:. 
übten, sei es, daß sie in minderer Funktion 
(etwa früher als Prokurist, nach der Ent­
ziehung nur mehr als Buchalter) mit einem 
entsprechend gekürzten Einkommen be­
schäftigt worden wären, sei es endlich, daß 
ihnen sonstige Entgeltsansprüche, wie Pro­
VISIOnen, Zulagen, Remunerationen, Ur­
laubsgeld u. dgl., entzogen worden wären. 

lit. b betrifft die Fälle, in denen das 
Dienstverhältnis selbst, sei es durch Kündi­
gung seitens des Dienstgebers oder auch 
de.s Dienstnehmers, sei es durch Entlassung, 
aufgelöst oder infolge nationalsozialisti­
scher Zwangsmaßnahmen tatsächlich be­
endet worden ist. 

Bei den "aufgelösten" oder "tatsächiich 
beendeten" Dienstverhältnissen wird nun 
llngiert, daß sie bis zum Ende der für den 
Dienstgeber maßgebenden gesetzlichen Kün­
digungsfristen fortbestanden haben, so daß 
die gesetzlichen Erfordernisse einer Kündi­
gung nunmehr eingehalten' und diese Dienst­
verhältnisse ers't dann rechtmäßig beendet 
wurden'. ' . 

Unter "Beendigung". 'ist im Anwendungs­
bereich des Sechsten ,Rückstellungsgesetzes 
also der Endtermin fU verstehen, bis zu dem 
ein aufgelöstes ol;ier tatsächlich beendetes 
Diens tverhältnis)in \Vege einer durch die­
ses Gesetz neu· eingeführten Fiktion ver­
lfingert worden ist, während unter ."Auf­
lösung" die Endigung des Dienstverhält­
nisses noch ohne Berücksichtigung der eben 
erwähnten Fiktion verstanden wird .. 

Mit den schon seinerzeit rechtmäßig be­
endeten . Dienstverhältnissen, bei denen 
keine Entziehung vorliegt, hatte sich der 
Gesetzgeber nicht zu befasse.n. 

lit. c befaßt sich mit den Ruhe- und Ver­
gorgungsgenüssen, sei es des Dienstnehmers 
'leibst, sei es seiner Hinterbliebenen. 

Ausgenommen vom Geltungsbereich des 
Gesetzes nach § 2 sind die von den § § 4 
und 12 des Beamten-Überleitungsgesetzes, 
beziehungsweise von den § § 46 bis 48 des 
Sozialversicherungs - Überleitungsgesetzes 
erfaßten Personen, weiters die Arbeiter in 
der Land- und Forstwirtschaft; für letztere 
werden Ansprüche der im vorliegenden Ge­
setz geregelten Art durch ein besonderes 
Bundesgesetz geregelt werden. 
. Im § 3 bekennt sich der Gesetzgeber aus­

drücklich zu dem Gedanken der Nichtigkeit 
von .Entziehungen im' Sinne des Dritten 
Rückstellungsgesetzes, tri:t;ft jedOCh die sich 
aus der Eigenart der Dienstverhältnisse' 
ergebenden Abweichungen in nachstehen­
der Form. 
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Für die Gruppe des § 1, Abs. (3), lit. a, 
werden im § 3, Abs. (2), des Gesetzes die 
ver t rags m ä ß i gen Ansprüche auf das 
volle Entgelt bis zu dem Zeitpunkt zuer-

'kannt, in dem das Dienstverhältnis geendet 
hätte, wenn im Zeitpunkt, von dem an Ge­
halts- (Lohn-) oder sonstige Entgeltsan­
sprüche vorenthalten oder geschmälert 
worden sind, eine ordnungsgemäße Kündi­
gung unter Einhaltung der g e set z-
1 ich e n Kündigungsfristen seitens des 
DiensLgebers erfolgt wäre. Es kann sich 
hier der Fall ergeben, daß ein Dienstnehmer 
in einem Unternehmen noch jahrelang um 
ein geringeres Entg-elt beSChäftigt worden 
ist, während ihm nach dem vorliegenden 
Gesetz das volle Entgelt nur für die ver­
hältnismäßig geringe Dauer der Kündi­
gungsfrist zusteht. Es ist nicht zu verken­
nen, daß diese, Regelung für den Dienst­
nehmer nachteilig erscheinen kann. Sie soll 
aber auf der anderen Seite dem Umstand 
Rechnung tragen, daß der Dienstgeber oft 
unter persönlicher Gefährdung dem poli­
t.isch verfolgten Dienstnehiber auf diese Art 
wenigstens den Lebensunterhalt weiterhin 
ermöglicht hat. 

Auch für die Personengruppe des § 1, 
Abs. (3), lit.b, gilt die Konstruktion, daß 
das Dienstverhältnis unter Einhaltung der 
für deü Dienstgeber geltenden gesetzlichen 
Kündigungsfristen im Zeitpunkt der tat­
sächliehen Entziehung aufgelöst worden 
wäre und die Ansprüche des Dienstnehmers 
danach zu bemessen· sind: . ' 

Hinsichtlich der Abfertigungsansprüche 
wurde insbesondere auf l jene Fälle Bedacht 
genommen, in denen ein a"uf bestimmte Zeit 
abgeschlossenes Dienstverllältnis oder ein 
unkündbares Dienstverhältnis nach §'1 auf­
gelöst oder tatsächlich beendet wurde. Für 
diese Fälle ist in § 3, Abs. (4), eine teilweise 
Anrechnung der restlichen Vertragszeit für 
die feststellung. des Abfertigungsan­
spruches vorgesehen; diese Bestimmung 
wirkt sich nicht nur auf die Hohe der Ab­
fertfgung aus, sondern hat auch zur Folge, 
daß auch jene Dienstnehmer der oben be­
zeiehneten Art, die bis zum Ablauf der im 
Gesetz festgelegten flktiven Kündigungs­
frist die für das Existentwerden des Ab­
fertigungsanspruches als solchen erforder­
liche Dienstzeit noch nicht zurückgelegt. 
häLLen, in den Genuß einer Abfertigung ge­
langen, wenn die insgesamt zu berücksich­
tigende Dienstzeit die für den Abfertigungs-, 
anspruch erforderliche Mindestdienstzeit 
erreicht. 

Die Ansprüche der PersonengTuppe des 
§ 1, Abs. (3), lit. c, ergeben sich daraus, 
daß in § 3, Abs, (1), Entziehungen im Sinne 
des § 1 insoweit als nichtig erklärt werden, 
als jenen Personen, denen ein Huhe- oder 

I Versorgungs·genuß auf Grund einer Dienst­
oder Pensions ordnung (nicht auf Grund d, 
Sozialversicherung) Im Zeitpunkt der Ent­
ziehung zustand, dieser im vollen Umfang 

vom 1. Mai 1945 an zustellt und alle seither 
fällig gewordenen, Unterhalts beträge l~ach-
zuzahlen sind. ' 

Mit jenen Personen, die im Zeitpunkt 
der Auflösung oder tatsächlichen Beendi­
gung des Dienstverhältnisses. noch keinen 
Ruhegenußanspruch hatten, ihn aber bis 
zum Ablauf der im Gesetz festgelegtenflk­
tiven Kündigungsfrist nach den Bestimmun­
gen des Dienstvertrages (Dienst- oder Pen­

'sionsordnung) erworben hätten, befaßt sieh 
§ 3, Abs. (6); es wird bestimmt, daß dieser 
Ruhegenuß mit 1. Mai 1945 zusteht. 

Hätte ein Dienstnehmer erst 11 ach Ab­
lauf der durch das Gesetz fingierten Kündi­
gungsfrist einen Rllhegenußauspruch er­
worben, so steht ihm nach dem Gesetz ein 
solcher nicht zu, sondern er hat nur nach 
§ 3 'einen Anspruch auf Abfertigung im ge­
setzlichen Ausmaß. 

Die Regelung, Llaß solchen Dienstneh-, 
mern, die auch während der fIktiven Kündi­
gungsfrist keinen Ruhegenußanspruch er­
worben haben, ein solcher Anspruch nichl 
zustehen soll, ist deshalb vertretbar, weil 
die Umwandlung bedingter Rechte in unbe­
dingte über den Rahmen der Rückstellungs­
gesetzgebung hinausgeht. 

.Steht min dem Berechtigten ein Ruhege­
Tlußanspruch auf Grund der Fiktion dieses 
Gesetzes zu, so gebührt auch seinen Hinter­
hliebenen ein Versorgungsgenuß nach Maß­
gabe des Dienstvertrages (Dienst- oder 
Pensionsordnung) , jedoch frühestens mit· 
L Mai 1945. . . 

Soweit im Dienstvertrag (Dienst-, oder 
Pensionsordnung) der zur Leistung des 
lluhe- oder Versorgungsgenusses Verpflich­
tete das Recht hatte, auf die Administrativ­
renten die aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung (Unfallversicherung) zustehenden 
Hentenleistungen anzurechnen, bleibt dieses 
Hecht auf Grund der Bestimmungen des 
§ 4 des Gesetzes gewahrt. Zur Sieherung 
dieses Rechtes sind im § 4 j'ene Verpflich­
tungen festgelegt worden, die der "Berech -
tigte (§ ,1)" zu erfüllen hat, um bei gege­
benen Voraussetzungen den Anspruch auf 
die g'esetzlichen Rentenleistungen der So­
zialversicherung zu erlangen und zu er­
balten. pie diesbezüglich in § 4, Abs. (1), 
Zii1'E-I'1l 1 bis 4, .vorgesehenen Bestimmun­
gen entspreehen im allgemeinen den 
N Orlllen, die· nach den maßgebenden Pen­
siollsordnungen im Verhältnis zwisch8n 
globalen Administrativrentenund den Ren­
tenleistungen nach den Sozialvcrsictlerungs­
vurschriften Anwendung finden. 

Die 'Xorschrift im § 5, woneh den, 
HeeJILsnachfolgern des Dienstgebers nur 
bei KenntniR von der Vorenthaltun g 
(Schmälerung) von Ansprüchen für' die aus 

dOHl Gesetz sich ergebenden\ Ansprüche 
!taftet, ergibt sich aus \y'irtsqhaftlicheJ. Er­
wägungen in teilweiser Anlehnung an den 
Reehtsgedankep des § 1409 ABGB. 
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Eine besondere Berücksichtigung im 
ef"seLze mußte die Tatsache finden, daß die 
naeh dem Gesetze verpflichteten Personen 
Zahlungen statt an den Dienstnehmer 
(Berechtigten) gezwungenermaßen aJl .das 
Reich leis teu mußteIl. In diesen Fällen die 
verpflichteten Personen. (Dienstgeber, 
RechtsnachfOlger, Pensions einrichtungen ) 
zu verhalten, die Leistung von Ansprüchen 
nach dem vorliegenden Gesetz noch einmal, 
und zwar an den Berechtigten, zu erbrin­
gen, wäre wohl kaum vertretbar. Die Be­
stinllnung' des § 5, Abs. (3), befreit den 
Dienstgeber (flechtsnachf olger,Pensions­
einrichtung) VOll derartigen neuerlichen 
Leistungen. Der Berechtigte 'wird in diesem 
Falle mit seiljem Anspruch an den Restitu­
tionsfonds nach dem Dritten Rückstellungs­
gesdz verwiesen, die nähere Regelung der 
Geltendmachung derartiger Ansprüche 
gegen dies'en Fonds aber einem. besonderen 
(3 esetz vorbehalten. 

Im Gesetze mußte wegen der zu erwarten­
den finanziellen Auswirkungen auf Staat 
und Wirtschaft im besonderen darauf Be­
dacht genommen werden, daß die Privat­
wirtschaft durch plötzlich und gehäuft auf­
tretende Fälligkeiten nicht vor eiue Situ­
ation gestellt wird, die nicht nur für die be­
treffenden Einzelunternehmungen, sondern 
für die Gesamtwirtschaft des Staates un­
tragbar wäre und selbst ungünstige Ein­
flüsse auf die9 Geldzirkulation auslösen 
könnte. Im § 6 des Gesetzes ist für For­
deI'lIIlgim' der einzelnen Berechtigten, so­
weit sie den Betrag von 5000 S übersteigen, 
ein gesetzliches Moratorium vorgesehen, 
wobei darauf Rücksicht genommen ist, daß 
der Berechtigte monatlich einen Betrag be­
anspruehen kann, der etwas über dem Exi­
stenzminimum liegt. Das Moratorium er­
streckt sich Ilicht auf laufE:mde Ruhe- und 
Versorgungsgenüsse, die nach dem Inkraft­
treten des Gesetzes fällig werden: 

Dieser Weg schien sowohl vom Stand­
punkt der AnspruchS'berechtigten als auch 
der Wirtschaft der geeignetste zu sein, denn 
diese Hegelung läßt einerseits die im.Gesetz 
verankerten Ansprüche der Berechtigten 
ungeschmälert aufrecht, anderseits verhin­
dert sie, daß die betroffenen Unternehmun­
gen durch die sofortige Befriedigung der 
gegen sie geriChteten Ansprüche in wirt­
schaftliche und finanzielle Schwierigkeiten 
geraten. 

Die Regelung des § 7 eutspricht der im 
§ 13 des Dritten Rückstellungsgesetzes vor­
gesehenen Regelung. 

Iu § 8 wurde in Übereinstimniung mit 
§ 14, Abs .. ( 5), des Dritten Hückstellungs­
gesetzes die ~ichtübertrag'barkeit von An­
sprüchen aus diesem Bundesgesetz festge­
legt..Im Abs. (2) des § 8 wurde der Kreis 
der gesetzlichen Erben in derselben Weise 
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wie in § 14, Abs. (2), des Dritten Rück­
stellungsgesetzes umrissen. Es macht dabei 
keinen Unterschied, ob der Erblasser vor 
Inkraf'ltreten dieses Bui1desgesetzes ver­
storbenjst oder nicht, da ja seine Ansprüche 
durch die ex tunc wirkende Nichtigkeit der 
seinerzeitigen Entziehung jedenfalls schon 
Bestandteil seines Vermögens und damit ~ 
Gegenstand des Erbrechtes geworden sind. 

In Abs. (3) wurde.bestimmt, daß, im Falle 
der Dienstne11mer vor Beendigung des 
Dienstverhältnisses gestorben ist, der Ab­
fertigungs anspruch im Sinne des § 3, Abs. 
(2) und (3), dieses Gesetzes uur in dem in 
§ 23, Abs. (6), des Angestelltengesetzes 
vorgese)"ienen Ausmaß und nur den dort an­
geführten Personen zusteht. 

Da es sich bei den Ansprüchen nach dem 
vorliegenden Gesetz entweder um echte 
Dienstnehmeransprüche oder doch wenig­
stens mn aus einem Dienstverhältnis abge­
leitete Ansprüche handelt, schien es ange­
zeigt, in § 10 die Entscheidung von Streitig­
keiten über alle auf das Gesetz gegründeten 
Ansprüche nicht vor .. Rückstellungskommis­
sionen, sondern vor das für Rechtsstreitig­
keiten aus dem Arbeits(Dienst)verhältnis 
zuständige· Gericht zu verweisen. Dieses 
(,ericht wird inder Regel das' mit sach­
kundigen Beisitzern b.esetzte Arbeitsgericht 
sein. Es können für die Inanspruchnahme 
des Arbeitsgerichtes hiebei alle in § 3 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes vorgesehenen \Vahl­
gerichtsstände in Anspruch genommen 
werden. Fehlt für den in. Frage kommenden 
Ort ein Arbeitsgeric·ht, s'o ,ist nach den Be­
stimmungen der Ju,risdiktionsnorm über 
die örtliche Zuständigkeit sachliCh für den 
Personenkreis des § 49, Abs. (1), Z. 6, JN., 
das Bezirksgericht ohne Rücksicht auf den 
St.reitwert, sonst je nach dem Streitwert 
der Gerichtshof erster' Instanz oder das 
Bezirksgericht zuständig. Es ist wohl selbst­
verständlich, daß die Zuständigkeit immer 
nach den im Zeitpunkt der Klageerhebung 
vorliegenden Verhältnissen zu beurteilen 
ist. 

§ 11 enthält Übergangsbestimmungen, 
\vobei auf Grund der bisherigen Gesetze 
rechtskräftig zuerkannte Ansprüche auf­
recht bleiben. Bei Ansprüchen, die entweder 
nach 'dem bürgerlichen Recht oder mit 
Rücksicht auf §" 30 des Dritten Rückstel­
lungsgrsetzes aberkannt wurden, stehen 
solche Urteile einer neuerlichen Geltend­
machung nach dem vorliegenden Gesetz 
nicht im \Vege. Vor Inkrafttreten des Ge­
setzes anhängig gemachte, bei seinem In.,. 
krafttreten aber noch nicht rechtskräftige 
Verfahren sind nach den neuen Bestimmun­
gen' zu entscheiden. 

Es ist selbstverständlich, daß Zahlungen 
nach diesem Gesetz nur im Rahmen der 
geltenden Devisenbestimmungen erfolgen 
können. 

, 

.1 
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